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Die Europäische Bürgerinitiative für das Menschrecht auf Wasser und sanitäre Grundversorgung 

Ablauf 

2009 hat der EGöD-Kongress auf Vorschlag auch von ver.di beschlossen, das erste partizipative 

Instrument in der EU zu nutzen. Die Europäische Bürgerinitiative (EBI) „Wasser ist 

Menschenrecht/right2water“ wurde im Mai 2012 von der Europäischen Kommission registriert und 

sammelte bis zum September 2013 fast 1,9 Millionen Unterschriften EU-weit und überschritt nicht 

nur in sieben, sondern sogar in 13 Mitgliedstaaten die Mindestanzahl. 

Bereits die noch laufende EBI hat das Legislativverfahren zur Konzessionsrichtlinie beeinflusst. Nach 

Erreichen von einer Million Unterschriften wurde erstmals über Sonderregelungen für die 

Wasserwirtschaft in der Richtlinie diskutiert, die schließlich im Trilog-Prozess zu einer kompletten 

Ausnahme für den Wassersektor führte. 

ver.di konnte als deutsche Koordinatorin der EBI gemeinsam mit unterstützenden Organisationen 

1,38 Millionen Unterschriften in Deutschland sammeln, die am 13.9.2013 feierlich mit einer großen 

öffentlichen Veranstaltung dem Bundesverwaltungsamt zur Prüfung übergeben wurden. 

Die EBI wurde am 20.12.2013 mit fast 1,7 Millionen bestätigten Unterschriften aus allen 28 

Mitgliedstaaten von der Europäischen Kommission (KOM) entgegengenommen. Sie ist die erste 

erfolgreiche EBI überhaupt. Eine Anhörung unseres Bürgerausschusses fand am 17. Februar 2014 

zunächst vor dem stellv. Kommissionspräsidenten Sevkovic und später vor den Ausschüssen für 

Umwelt, Binnenmarkt, Entwicklung und Petitionen des Europäischen Parlaments (EP) statt. Dabei 

bezogen sich sehr viele MdEP positiv auf unserer Forderungen. 

Die KOM hat am 19.3.2014 ihre Antwort auf die erste erfolgreiche EBI überhaupt in Form einer 

Mitteilung - COM(2014) 177 final – veröffentlicht. Die Antwort der Kommission war sehr mutlos. Das 

Menschenrecht auf Wasser sei zwar wichtig, aber Sache der Mitgliedstaaten. Eine Liberalisierung 

würde von der KOM nicht mehr verfolgt, aber auch nicht im EU-Recht verankert. Eine Konsultation 

zur Trinkwasserqualität werde durchgeführt.  

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss hat am 15.10.2014 eine Stellungnahme zur 

Antwort der Kommission abgegeben. Mit überwältigender Mehrheit wird die Kommission 

aufgefordert, die Forderungen der EBI umzusetzen. 

Der Umweltausschuss des EP sowie der Entwicklungsausschuss haben einen Initiativbericht als 

Follow Up für die EBI right2Water vorbereitet, der am 8. September 2015 mit großer Mehrheit im 

Parlament angenommen wurde. Der Bericht unterstützt die Forderungen unserer EBI weitgehend 

und fordert von der KOM Legislativvorschläge, die das Menschenrecht auf Wasser und ein 

Liberalisierungsverbot im Europäischen Recht verankern.  

Die KOM hat mit Bezugnahme auf die EBI eine Online-Konsultation zur Trinkwasserqualität in der EU 

durchgeführt. ver.di hat sich daran beteiligt und die Mitglieder aufgerufen, ebenfalls teilzunehmen. 

Etwa 5.000 Menschen und Organisationen haben sich daran beteiligt.  
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Unter Berufung auf die EBI hat die KOM einen „Multi-Stakeholder Dialog“ zum Benchmarking 

durchgeführt. Hier konnten wir mithilfe gleichgesinnter Verbände unsere Position klarmachen. Die 

KOM hat deshalb umgesteuert und will ihre Bemühungen nun auf mehr Transparenz ausrichten. Alle 

Europäischen Institutionen sollten Wasserfragen künftig ausschließlich unter dem 

Menschenrechtsansatz betrachten. Der Marktansatz geht hier völlig fehl.tr 

Im Dezember 2020 hat das EP die Neufassung der Trinkwasserrichtlinie verabschiedet. Darin wird 

den Mitgliedstaaten u.a. aufgegeben, den Zugang zu Trinkwasser für die am meisten benachteiligten 

Gruppen zu verbessern. Damit wird laut KOM ausdrücklich die Forderung der EBI adressiert. Das ist 

ein weiterer großer Erfolg. Unsere Forderung an die Bundesregierung, durch die Umsetzung der 

Trinkwasserrichtlinie in Nationales Recht den Zugang für obdachlose und nicht sesshafte Menschen 

deutlich zu verbessern, wurde nicht erfüllt. Das 2. Gesetz zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 

setzt diese Regelung der Trinkwasserrichtlinie nicht um. Wir bleiben dran. 

Die KOM hat im Oktober 2022 den Entwurf für die Neufassung der Kommunalabwasserrichtlinie 

vorgelegt. Darin wird den Mitgliedstaaten aufgegeben, den Zugang zu Sanitärversorgung für die am 

meisten benachteiligten Gruppen zu verbessern. Dies hat das Europäische Parlament im Oktober 

2023 mit dem Entwurf angenommen und bekräftigt. Im Trilog ist die Verbesserung der 

Sanitärversorgung vereinbart worden. Auch die letzte Forderung unserer EBI wurde erfüllt. 

right2water ist die erste EBI jemals, deren Forderungen vollständig erfüllt wurden. 

Forderungen 

Wasser und sanitäre Grundversorgung sind ein Menschenrecht!  

Wasser ist ein öffentliches Gut und keine Handelsware!  

Wir fordern die Europäische Kommission zur Vorlage eines Gesetzesvorschlags auf, der das Menschenrecht auf 

Wasser und sanitäre Grundversorgung entsprechend der Resolution der Vereinten Nationen durchsetzt und 

eine funktionierende Wasser- und Abwasserwirtschaft als existenzsichernde öffentliche Dienstleistung für alle 

Menschen fördert.  

Diese EU-Rechtsvorschriften sollten die Regierungen dazu verpflichten, für alle Bürger und Bürgerinnen eine 

ausreichende Versorgung mit sauberem Trinkwasser sowie eine sanitäre Grundversorgung zu bezahlbaren 

Preisen sicherzustellen.  

Wir stellen nachdrücklich folgende Forderungen:  

1. Die EU-Institutionen und die Mitgliedstaaten haben die Aufgabe, dafür zu sorgen, dass alle Bürger und 

Bürgerinnen das Recht auf Wasser und sanitäre Grundversorgung haben.  

2. Die Versorgung mit Trinkwasser und die Bewirtschaftung der Wasserressourcen darf nicht den 

Binnenmarktregeln unterworfen werden. Die Wasserwirtschaft ist von der Liberalisierungsagenda 

auszuschließen.  

3. Die EU verstärkt ihre Initiativen, einen universellen Zugang zu Wasser und sanitärer Grundversorgung 

zu erreichen.  

Aktuelle Infos bei Clivia Conrad, Bundesfachgruppenleiterin Wasserwirtschaft,  clivia.conrad@verdi.de 
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